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Peter Reuter
Köln

Der Schein trügt. Zwar hat es
seit Monaten keine spektaku-
lären Großinsolvenzen wie

die des Handelskonzerns Arcandor
mehr gegeben. Doch das bedeutet
nicht, dass weniger Unternehmen
pleitegehen – das Gegenteil sei der
Fall, sagt der Vorsitzende des Ver-
bands der Insolvenzverwalter
Deutschlands (VID), Siegfried Beck.
Der Mittelstand gehe schweren Zei-
ten entgegen: „Wir stehen vor einer
Welle von Folgeinsolvenzen. Im Stil-
len gehen jeden Monat Tausende
einst kerngesunder Unternehmen
in die Knie, etwa bei Zulieferern,
Dienstleistern oder im Handel.“

Schwächen in der Gesetzgebung

Bei der anstehenden Pleitewelle
rückt nun die Gesetzgebung in den
Fokus. Einige Restrukturierer kriti-
sieren vehement die 1999 in Kraft
getretene Insolvenzordnung. Sie
fordern ein gesetzliches Sanierungs-
verfahren schon weit vor dem ei-
gentlichen Konkurs. „Das Insolvenz-

verfahren ist öffentlich immer noch
mit dem Stigma des Scheiterns be-
haftet“, sagt der Frankfurter Rechts-
anwalt Sven Schelo von der Kanzlei
Linklaters. Das führe häufig zu un-
kalkulierbaren Reaktionen bei Ban-

ken und Vertragspartnern des insol-
venten Unternehmens. „Was wir
bräuchten, wäre ein schnelles und
weniger förmliches Restrukturie-
rungsverfahren, das vor dem Sta-
dium der Insolvenzreife beschrit-
ten werden kann“, sagt Schelo.

Auch der Berliner Rechtsanwalt
Volker Beissenhirtz von Schultze &
Braun sieht Schwächen in der der-
zeitigen Gesetzgebung. Schuldner

und Gläubiger beklagten etwa den
fehlenden Einfluss auf die Verfah-
renssteuerung, weil sie den Insol-
venzverwalter nicht selbst bestim-
men könnten.

Die Bundesregierung strebt be-
reits ein neues Sanierungsverfah-
ren an: „Wir wollen die Restruktu-
rierung und Fortführung von sanie-
rungsfähigen Unternehmen erleich-
tern und damit den Erhalt von Ar-
beitsplätzen ermöglichen“, steht in
der Koalitionsvereinbarung von
CDU/CSU und FDP. „Hierzu gehört
es, die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für außergerichtliche Sanie-
rungsverfahren für Unternehmen
im Vorfeld einer drohenden Insol-
venz zu verbessern.“

Wie das aussehen könnte, zeigen
Vorbilder im Ausland. Großbritan-
nien etwa kennt das Company Vo-
luntary Arrangement und das
Scheme of Arrangement, das dem
deutschen Insolvenzplanverfahren
ähnlich ist. In Frankreich gibt es die
Procédure de sauvegarde und die
Procédure de conciliation. Letztere
bezeichnet Frank Nikolaus, Vorsit-

zender des Restrukturierer-Ver-
bands TMA Deutschland, als „sanf-
tes Verfahren“. Es läuft ohne Öffent-
lichkeit ab. Den Beteiligten ist es so-
gar gerichtlich untersagt, sich über-
haupt dazu zu äußern.

Auf Deutschland lassen sich die
Regelungen im europäischen Aus-
land aber nicht einfach übertragen
– schon allein aus juristischen Grün-
den. An ein „Geheimverfahren“ der
größten Gläubiger wie in Frank-
reich sei im deutschen Recht gar
nicht zu denken, sagt beispiels-
weise der Kölner Rechtsprofessor
Ulrich Ehricke.

Unternehmen schlägt Sanierer vor

Ein Konzept eines freiwilligen, zügi-
gen Verfahrens mit beschränkten
gerichtlichen Kompetenzen hat der
Bielefelder Juraprofessor Florian Ja-
coby entwickelt. Dabei schlägt das
rechnerisch überschuldete Unter-
nehmen den Sanierer selbst vor.
Das könnte Firmen einen Anreiz
bieten, früh eine nötige Restruktu-
rierung einzuleiten. Gerade das sei
nötig, sagen Insolvenzverwalter:

Denn die Sanierung starte in
Deutschland fast immer zu spät.

Auch TMA Deutschland hat Vor-
schläge für einen besseren Umgang
mit Pleitekandidaten entwickelt.
Doch eine gesetzliche Neuordnung
braucht Zeit. Der VID pocht daher
darauf, in einem ersten Schritt die
Instrumente der geltenden Insol-
venzordnung sanierungsfreundli-
cher zu gestalten.

So bietet das zu selten genutzte
Insolvenzplanverfahren Potenzial,
denn dabei können die Unterneh-
mer selbst mitwirken. Eine denk-
bare Veränderung wäre, dass Forde-
rungen in Anteile am Unternehmen
umgewandelt werden können.

Außerdem sollen die Möglichkei-
ten beschränkt werden, gegen das
Insolvenzplanverfahren Rechtsmit-
tel einzulegen – damit blockieren
Minderheitsgläubiger derzeit häu-
fig die nötige Sanierung. Diese Än-
derungen sind nahezu konsensfä-
hig – und sie wären deutlich einfa-
cher umzusetzen als ein neues Sa-
nierungsgesetz nach ausländi-
schem Vorbild.

Chris Löwer
Berlin

A ls der Leverkusener Brem-
senhersteller TMD
Friction vor etwas mehr
als einem Jahr Insolvenz

anmeldete, zitterten selbst große
Autohersteller. Unter anderem bei
BMW, Mercedes und dem Volkswa-
gen-Konzern drohten die Bänder
stillzustehen, da der Zulieferer in
der Branche als Schlüsselunterneh-
men gilt. Auf die Schnelle hätte
wohl kein anderer Lieferant ein-
springen können.

Dank des Einstiegs eines Finanz-
investors konnte TMD Friction das
Aus noch abwenden. Doch vielen
anderen Firmen droht in diesem
Jahr eine ähnliche Situation – und
nicht jede wird einen Retter finden:
Denn laut der Wirtschaftsauskunf-
tei Creditreform geraten immer
mehr Mittelständler in den Sog der
Pleitewelle. Kamen im vergange-
nen Jahr knapp die Hälfte aller Insol-
venzfälle aus dem Mittelstand,
könnte der Anteil in diesem Jahr auf
über 80 Prozent steigen – damit
dürften auch viele wichtige Zuliefe-
rer von der Bildfläche verschwin-
den.

Wenn das geschieht, kann es für
die Geschäftspartner plötzlich eng
werden. Vielfach genügt es, wenn
ein Lieferant ein Spezialteil nicht
mehr liefert, um eine Produktion
lahmzulegen. Mit fatalen Folgen: Es
hagelt Konventionalstrafen, weil
die Unternehmen Termine nicht
mehr halten können, der Ruf leidet
und Kunden wenden sich ab. Wer
auf einen Ersatzlieferanten ange-
wiesen ist, muss sich die Preise dik-
tieren lassen.

Firmen ignorieren Risiken

Viele Betriebe sind auf den Ernstfall
nicht vorbereitet. Nach einer Studie
der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Mazars Hemmelrath wäre je-
des vierte deutsche Unternehmen
binnen zwölf Wochen nicht mehr
lieferfähig, wenn nur ein Zulieferer
kritischer Komponenten insolvent
wird. Jede zehnte Firma hat keine
Vorstellung davon, was im Fall der
Fälle mit ihr geschehen würde.
Viele ignorieren das Risiko – selbst
wenn sich Zeichen für eine dro-
hende Pleite mehren.

„Dass ein wichtiger Lieferant
Knall auf Fall ausfällt, halte ich für
eine Mär. Jeder, der Risikomanage-
ment betreibt, wird nicht über-
rascht sein“, sagt Gerd Kerkhoff,
Chef des Düsseldorfer Beratungsun-
ternehmens Kerkhoff Consulting.
Indizien für drohendes Ungemach
seien nicht eingehaltene Lieferfris-
ten, zögerliche Kreditversicherer
oder der Vorstoß, Zahlungsziele zu
verkürzen. Manchmal lassen auch
Mitarbeiter des Lieferanten anklin-
gen, dass sie immer länger auf ihr

Gehalt warten müssen – oder füh-
len gar sanft vor, ob es nicht einen
neuen Job für sie gibt. Hohe Fluktua-
tion und Personalabbau sollten
überdies hellhörig machen.

Mehrere Lieferanten sichern ab

„Wichtig ist, früh den Dialog zu su-
chen“, sagt Kerkhoff. Seiner Erfah-
rung nach tun Einkäufer dies ver-
stärkt, da ihnen an nachhaltigen Zu-
liefererbeziehungen gelegen sei.
„Viele haben gemerkt, dass Liefe-
ranten mit speziellen Produkten
am Leben bleiben müssen, damit
sie nicht selbst in eine Schieflage ge-
raten“, sagt er. Mitunter ergebe es
Sinn, Materialien vorzufinanzieren.

Noch besser ist, sich gar nicht
erst in derartige Abhängigkeiten zu

begeben. Daher hält Kerkhoff auch
wenig von der lange propagierten
Single-Sourcing-Strategie, nach der
es nur einen Lieferanten für eine
Warengruppe gibt. Selbst wenn da-
runter die Höhe der Mengenra-
batte leiden sollte, sei es besser, die
Last auf zwei bis drei Schultern zu
verteilen.

Gerade kleinere Mittelständler
bündeln Aufträge jedoch aus ei-
nem ganz anderen Grund: „Es wird
immer noch rund um den eigenen
Standort eingekauft, da es dort
enge persönliche Beziehungen zwi-
schen Einkäufer und Zulieferer
gibt“, sagt Einkaufsexperte Kerk-
hoff. Damit einher geht oft auch zu
viel Nachsicht. „Ein Kardinalfehler
besonders im Mittelstand ist es, gut

Frühzeitige Sanierung soll Pleiten verhindern
Insolvenzexperten fordern neue Regeln, die die Überlebenschancen angeschlagener Unternehmen erhöhen

Pleitejahr DieWirtschaftskrise
wird 2010 viele Unternehmen
hart treffen. Der Insolvenzverwal-
ter-Verband VID rechnet mit
40000 Pleiten – mehr als je zu-
vor in einem Jahr. Das trifft ge-
rade denMittelstand: Den Großin-
solvenzen von 2009 drohen nun
etliche kleine Folgeinsolvenzen.

TrendDie Entwicklung deutete
sich schon länger an. In den ers-
ten elf Monaten 2009meldeten
nach Angaben des Statistischen
Bundesamtsmehr als 30000 Be-
triebe Insolvenz an, das waren
11,3 Prozent mehr als im Vorjahr.

ANZEIGE

Notfallpläne
schützen bei
Lieferausfall
Fließbänder müssen
nicht stillstehen, wenn
Zulieferer pleitegehen.
Doch zu oft schludern
Firmenlenker bei der
Vorbereitung auf den
Ernstfall.

Bremsbeläge für Pkws:Das Geld eines Investors rettete den Autozulieferer TMD Friction vor demAus.
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funktionierende Beziehungen als
wie in Stein gemeißelt zu betrach-
ten“, sagt Dirk Thiel, Geschäftsfüh-
rer der Kölner Gesellschaft für Boni-
tätsbeurteilung GBB-Rating.

Vor allem wenn die Zusammenar-
beit über Jahre reibungslos läuft,
drohen viele Manager unachtsam
zu werden. „Dabei kann die Bonität
binnen Monaten schwinden“, sagt
Thiel. Keiner sollte sich vor unbe-
quemen Fragen scheuen, wenn
sich diese aufdrängen.

Es droht ein Dominoeffekt

Gerade Unternehmen, die kom-
plexe Komponenten benötigen,
können einen Ausfall ihrer Lieferan-
ten selten kurzfristig ausgleichen.
„Dann droht ein Dominoeffekt: An-

dere angeschlagene Firmen geraten
in eine bedrohliche Schieflage,
wenn sie Aufträge nicht mehr frist-
gerecht erfüllen können“, sagt
Thiel. Mithin wird eine vormals
günstige Kalkulation Makulatur,
weil ein Ersatzanbieter nicht zu den
gewohnten Konditionen liefern
kann oder möchte.

Ein Szenario, das dieses Jahr für
einige Firmen Realität werden
könnte. „Das Risiko ist angesichts
des zarten Aufschwungs nicht ge-
bannt, es werden zunehmend
mehr Lieferanten pleitegehen“,
sagt Thiel. Wer jetzt erst damit be-
ginnt, einen Plan B zu entwickeln,
für den ist es womöglich schon zu
spät.

Gemeinsam gegensteuern

Die Alternative dazu ist, eine enge
Beziehung zum Lieferanten aufzu-
bauen. Wenn dieser etwa in die For-
schung und Entwicklung einbezo-
gen wird, bringt das nicht nur bes-
sere Produkte hervor. Eng miteinan-
der verbundene Partner kennen
auch die Stärken und Schwächen
des anderen besser. In kritischen Si-
tuationen sind sie dann in der Lage,
gemeinsam gegenzusteuern.

Zudem können Unternehmen
mit einer Partnerschaft besser der
Gefahr begegnen, dass Betriebsge-
heimnisse an Konkurrenten überge-
hen. Es ist nicht unüblich, dass ein
Rivale für wenig Geld die Konkurs-
masse samt Unterlagen für eine ge-
meinsam entwickelte Innovation
aufkauft. Gerade bei Autozuliefe-
rern stellt das eine ernste Gefahr
dar.

Wer seine Lieferantenbeziehung
hingegen auf einem soliden Funda-
ment aufbaut, kann seine Notfall-
pläne getrost in der Schublade las-
sen – und so viel Geld sparen. Denn
geht ein Lieferant pleite, muss ein
Unternehmen Komponenten im
schlimmsten Fall selbst fertigen.
Noch teurer wäre es, wenn bei-
spielsweise eine Maschine anders
produziert werden muss, damit ein
vom insolventen Zulieferer gefertig-
tes Spezialteil gar nicht mehr benö-
tigt wird.

Chris Löwer
Berlin

Beim Start in die Bilanzsaison
wird es für viele Unterneh-
men und Kreditgeber ein bö-

ses Erwachen geben. Schlechte Zah-
len und eine arg ausgedünnte Eigen-
kapitaldecke sind der Mix, auf den
Banken sensibel reagieren. Ohne-
hin haben es einige Mittelständler
derzeit schwer, frisches Geld für In-
vestitionen zu bekommen. Manche
Bank befürchtet, dass ihre Firmen-
kunden Darlehen wegen der Wirt-
schaftskrise nicht mehr zurückzah-
len können – und mauern bei Kre-
ditanfragen.

Doch es gibt Anzeichen für ein
Umdenken: Einige Kreditinstitute
bemühen sich neuerdings verstärkt
darum, die Eigenkapitalbasis von
Mittelständlern zu stärken. So sol-
len sie aus eigener Kraft Wachstum
finanzieren können.

Als Leuchtturm dieser Entwick-
lung gilt der unlängst aufgelegte
und mit 300 Mio. Euro ausgestat-
tete „Mittelstandsfonds für Deutsch-
land“ der Deutschen Bank. Er soll
gezielt die Eigenkapitalausstattung
mittelständischer Unternehmen
stärken. Der Fonds richtet sich an
zukunftsfähige Firmen mit einem
Umsatz von bis zu 100 Mio. Euro. In-
teressenten müssen nicht Kunden
der Deutschen Bank sein.

Da der Fonds Eigenkapital in
Form von Genussrechten zur Verfü-
gung stellt, bleiben die Mittelständ-
ler unabhängig in ihren unterneh-
merischen Entscheidungen. Die
Tranchen für eine Eigenkapitalbe-
teiligung liegen zwischen zwei und
zehn Mio. Euro. Die Laufzeit der Ge-
nussrechte beträgt sieben Jahre.
„Durch eine Stärkung des Eigenka-
pitals verbessert sich die Bonitäts-
einschätzung, und der Finanzie-

rungsspielraum eines Unterneh-
mens erhöht sich“, sagt Jürgen Fit-
schen, Mitglied des Vorstands der
Deutschen Bank.

Gerade kleinen Firmen sind der-
zeit oft die Hände gebunden. Denn
nur der gehobene Mittelstand kann
sich über den Kapitalmarkt oder pri-
vates Beteiligungskapital Mittel zur
Stärkung des Eigenkapitals besor-
gen. Und öffentliche Förderpro-
gramme mit Eigenkapitalcharakter
sind eher bescheiden ausgestattet.

„Ein Teil der Wirtschaft wird von
den vorhandenen Angeboten bis-
her nicht ausreichend abgedeckt“,
sagt Fitschen.

Die Initiative kommt zur rechten
Zeit. Experten bezweifeln aber, ob
das Geld ausreicht. „Der Anfang ist
gemacht. Jetzt sollte dies Kreise zie-
hen“, sagt Werner Schnappauf,
Hauptgeschäftsführer des Industrie-
verbands BDI. „Die 300 Millionen
Euro der Deutschen Bank dürften
kaum ausreichen, um die Eigenkapi-
tallücke im Mittelstand auch nur an-
nähernd zu schließen.“

Daher sollen sich andere Banken,
Versicherungen und Konzerne an
der Initiative beteiligen – und den

Fonds um 200 Mio. Euro aufsto-
cken. Der Automobilhersteller
Daimler etwa denkt gerade über
eine solche Finanzspritze nach –
nicht zuletzt, um auf diese Weise
die eigenen Zulieferer zu stützen.

Banken stützen denMittelstand

Andere Großbanken achten der-
weil vor allem bei der Beratung da-
rauf, wie Mittelständler Eigenkapi-
talpotenziale heben und Risiken
vermeiden können. Ihnen ist klar:
Die Wirtschaftskrise ist längst nicht
ausgestanden. „In diesem Jahr dro-
hen sich die Finanzierungsverhält-
nisse gerade für die kleinen und
mittleren Unternehmen weiter an-
zuspannen“, sagt Vera Schubert,
stellvertretende Abteilungsleiterin
der volkswirtschaftlichen Abtei-
lung der KfW. „Die Innenfinanzie-
rungsmöglichkeiten sind durch die
gesunkenen Gewinne beschränkt
und die im letzten Aufschwung auf-
gebauten finanziellen Polster ge-
schmolzen.“

Hinzu komme, dass sich das Ei-
genkapital der Banken durch Wert-
berichtigungen im Kreditgeschäft,
Ratingabstufungen strukturierter
Papiere und die sinkende Bonität
bestehender Schuldner verschlech-
tern werde, sagt die Expertin.

Das erklärt, warum Banken dem
Mittelstand zur Hilfe eilen: Die Insti-
tute wollen Dominoeffekte vermei-
den, die auf die eigene Bilanz durch-
schlagen könnten. „Trotz der durch-
aus verbesserten Refinanzierungs-
und Liquiditätslage der Banken ist
es zu früh, um für die Kreditversor-
gung Entwarnung zu geben“, sagt
Vera Schubert. Daher hat auch die
KfW für mittelständische Unterneh-
men eine Reihe von Eigenkapital-
und Mezzanine-Produkten entwi-
ckelt.

Firmenchefs polstern die
Eigenkapitaldecke auf
Staat, Banken und Konzerne bieten Mittelständlern neue Möglichkeiten, um ihre
Finanzierung auf ein tragfähiges Fundament zu stellen

„Eigenkapitalmangel
ist bei vielen Firmen
der Engpassfaktor für
neue Kredite.“
Werner Schnappauf
Hauptgeschäftsführer BDI
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